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Postulat«Liechtensteinerin bleiben» 
soll bald 
Öffentliche Landtagssitzung - Erklärung von Regierungschef Dr. Walter Kieber 
zur Finanzlage des Landes 
In seiner öffentlichen Sitzung vom 
Donnerstag behandelte der Landtag 
eine Reihe wichtiger Geschäfte, 
darunter zwei Gesetzesvorlagen, 
die in erster Lesung durchberaten 
wurden. Zunächst die Beschlüsse 
im Ueberblick: 
0 Dem Antrag der Fürstlichen Re
gierung auf eine Aeufnung des 
Eigenheimwohnbaufonds wird ein
hellig stattgegeben. Dem Fonds 
werden weitere 3 Millionen Fran
ken zur Finanzierung der zinslosen, 
staatlichen Eigenheimdarlehen 
überwiesen. Seit Bestehen des 
Eigenheimförderungsgesetzes im 
Jahre 1958 wurden damit an  liech
tensteinische Bürger von Seiten des 
Landes mehr als 21 Millionen Fran
ken an  zinslosen Darlehen zum Bau 
von Eigenheimen, Eigentumswoh
nungen und  zum Umbau von 
Althäusern ausgerichtet. 
0 Der Landtag stimmte ausserdem 
einem Antrag der Regierung auf 
Erhöhung der Milchpreise im. Rah
men der neuesten, schweizerischen 
Ansätze zu.- Der Produzentenmilch-
preis wird um 6 Rappen pro k/lt, 
der Konsummilchpreis (Frischmilch 
um 10 Rappen für Vollmilch roh 
und ebenso für Vollmilch pasteuri
siert, und der Magermilchpreis um 
Fr. 2,— je 100 kg zentrifugierte 
Vollmilch für industrielle Verwer
tung erhöht. Die letztere Erhöhung 
tritt rückwirkend auf den 1. Januar 
1974 in Kraft. Die übrigen Preiser
höhungen sind ab l . M a i  wirksam. 
0 Die Liechtensteinischen Kraft
werke werden (analog der AHV 
und der Landesbank) einen Auf
sichtsrat erhalten. Die diesbezügli
che Abänderung des Organisations
statuts wurde einhellig gutgeheis-
sen. Der Abgeordnete Emanuel 
Vogt (FBP) forderte in diesem Zu
sammenhang eine generelle Neu
schaffung des LKW-Organisations
statuts, das den heutigen Erforder
nissen einer modernen Energiewirt
schaft entspricht. 
0 Der Bericht der Landtagskom
mission fUr Staatsbürgerrecht und 
Einbürgerungspraxis (Präsident 
Herbert Kindle) wurde vom Land
tag auf Antrag des FBP-Fraktions-
sprechers Dr. Peter Marxer in zu
stimmendem Sinne zur Kenntnis ge
nommen. Im Sinne der beiden Frak
tionen sagte Vizeregierungschef 
Hans Brunhart eine baldige Inan
griffnahme des Postulates «Liech
tensteinerin bleiben» zu. 

Diese Zusage wurde namentlich 
von Dr. Peter Marxer (FBP) und 
vom Abg. Adolf Heeb (VU) be-
grüsst. Die Forderung nach Beibe
haltung der Staatsbürgerschaft für 
Mitbürgerinnen, die einen auslän

dischen Staatsangehörigen heira
ten, wird bereits seit Jahren in ver
schiedenen Gremien erhoben. Im 
Rahmen der Beantwortung eines 
Postulates von Herbert Kindle-über 
die Einbürgerungsfräge alteingeses
sener Ausländer, griff der heutige 
Regierungschef Dr. Walter  Kieber 
(als , zuständiger Ressortchef der 
früheren Regierung) auch das Po
stulat «Liechtensteinerin bleiben» 
auf und unterbreitete erstmals kon
krete Lösungsvorschläge. Wir  wer
den auf dieses Thema in einer unse
rer nächsten Ausgaben noch aus
führlicher eingehen. 
0 Die Abänderung der Zivilpro-
zesscjrdnung im . Sinne des. vom 
Landtag bereits im Dezember 1973 
verabschiedeten, neuen • Ehegeset
zes, wurde in erster Lesung durch
beraten. 
0 Ebenfalls in erster-. Lesung be
handelte der Landtag die Gesetzes
vorlage betreffend die Gerichts-, 
Oeffentlichkeits- und Grundbuchge
bühren, welche eine Vereinfachung 
der Gebühren und eine Anpassung 
derselben an die heutigen Verhält

nisse vorsieht. Die Notwendigkeit 
zur Schaffung eines solchen Ge
setzes wurde nicht bestritten. Der 
Abgeordnete Herbert , Kindle 
wünschte sich eine ergänzende 
Erläuterung der  Regierung über die 
finanziellen Auswirkungen der 
neuen Gebührenordnung, welche 
von Dr. Walter  Kieber zugesagt 
wurde. 

Der Regierungschef machte 
keinen Hehl daraus, datss die neue 
Gebührenordnung auch 'dem Zweck 
dienen soll, dem Staat mehr Ein
nahmen aus seinen Dienstleistun
gen zu bringen. Dr. Walter Kieber 
nahm die Gelegenheit wahr,.. um 
dem Landtag vor Eintreten auf 
dieses Traktandum einen kurzen 
Situationsbericht über die Lage des 
Finanzhaushaltes 2u geben, der in 
einen beschwörenden Appell zur 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 
ausklang. Wir geben Auszüge der 
Erklärung .Dr. Kiöber an anderer 
Stelle.der freütij^i|| Ausgabe wört
lich wieder.. " 

Am Schluss der offiziellen Ta

gesordnung genehmigte der Land-, 
tag den Geschäftsbericht der Lan
desbank für 1973, den  wir unseren 
Lesern bereits ausführlich vorge
stellt haben. Landtagspräsident Dr. 
Batliner dankte der Landesbank 
und ihren Gremien für die gute Ar
beit im abgelaufenen Geschäftsjahr. 

An der öffentlichen Arbeitssit
zung vom Donnerstag unter dem 
Vorsitz v o n  Landtagspräsident Dr. 
Gcrard Batliner nahmen folgende 
Abgeordnete teil: Für die Fraktion 
der FBP die Herren Dr. Ernst Bü
chel, Gamprin, Josef Frommelt, 
Triesen, Noldi Frommelt, Schaan, 
Dr. Peter Marxer, Vaduz, Hubert 
Oehri, RuggeÜ, Hilmar Ospelt, 
Vaduz und Emanuel Vogt, Balzers. 
Die Union-Fraktion war  durch 
nachfolgende Herren vertreten: Dr. 
Franz Beck, Schaan, Cyrill Büchel, 
Gamprin, Franz Gstöhl, Eschen, 
Adolf Heeb, Vaduz, Herbert Kindle, 
Triesen, Dr. Franz Nägele, Eschen 
und Dr.,Karlheinz Ritter, Vaduz. 

Die Regierungsbank war durch 
die Anwesenheit von Regierungs-

Eine LPC-Pressekonferenz zur Idee eines liechtensteinisch
schweizerischen Radio-Senderprojekts 
Notwendige und fällige Klarstel
lungen zur Idee einer Projektie
rungsgesellschaft der  liechtenstei
nischen Gemeinden und des 
Schweizer Verlagshaus Jean Frey 
AG brachte eine Konferenz des 
Liechtensteiner Presseklubs, die ge
stern Mittag im Hotel Vaduzerhof 
(Vaduz) stattfand. Vor  rund 50 Ver
tretern von Presse, Radio und Fern
sehen aus der Schweiz, Deutsch
land, Oesterreich, England und den 
USA erläuterte Bürgermeister Hil
mar Ospelt, Vaduz und Vorsteher 
Egon Marxer, Eschen (für die Ge
meinden), sowie die Herren Dr. 
Beat Curti und Rudolf Bächtold vom 
Verlagshaus Jean  Frey AG, Ein

zelheiten zu den Plänen einer 
Radio-Projektierungsgesellschaft. 

Dabei wurde vor allem hervorgeho
ben, dass es sich hierbei kei
neswegs um ein offizielles, staat
liches Projekt, sondern um privat
wirtschaftliche Pläne handelt, wel
che v o n  den Gemeinden derzeit ge
prüft würden. Entgegen anderer, 
unrichtiger Meldungen, die über 
die Idee einer Radio-Projektie
rungsgesellschaft bereits verbreitet 
wurden, schaffen die vorliegenden 
Pläne keinerlei Präjudiz im offi
ziellen liechtensteinische, bzw\ im 
zwischenstaatlichen Bereich zur 
Schweiz. Die Pressekonferenz, in 
deren Verlauf vor allem auch di

vergierende, interne Interessen 
schweizerischer Teilnehmer zum 
Ausdruck kamen, wurden von 
Walter B. Wohlwend und Hubert 
Hoch (als Vertreter  des LPG) gelei r  
tet. Wir werden über  den Verlauf 
und das Echo der Pressekonferenz 
in unseren kommenden Ausgaben 
noch eingehender berichten. Ein
zelheiten zur Frage der  Errichtung 
einer Radio-Pro j ektierungsgesell-
schaft bringen wir  auf Seite 9 und 
in der Rubrik «Die aktuelle Frage» 
unserer heutigen Ausgabe. Unsere 
Aufnahme zeigt einen Ausschnitt 
aus der Pressekonferenz von ge
stern Freitagmittag im Vaduzerhof. 
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chef Dr. Walter Kieber, von Vizere
gierungschef Hans Brunhart und 
den Regierungsräten Dr. Georg 
Malin, Dr. Walter  Oehry und Hans 
Gassner während dem grössten Teil 
der öffentlichen Sitzung vollständig 
besetzt. 

Die aktuelle 
Frage 
Hat das  neueste Radioprojekt 
echte Chancen? 
Seit anfang dieser Woche bestehen 
Pläne für die Gründung einer liech
tensteinischen Radio-Projektie-
rungsgesellschaft, die unter Kontrol
le und Mehrheitsbeteiiig'ung der elf 
Gemeinden unseres Landes gegrün
det werden soll. Die technischen 
Vorarbeiten, die wirtschaftlichen 
Grundlagenberechnungen und die 
rechtlichen Voraussetzungen sollen 
vom (politisch unabhängigen) 
Schweizer Verlagshaus Jean Frey 
AG, Herausgeber u. a. der «Weltwo
che», der «Annabelle» und d e s  
«Sport» erbracht werden. Die 
Schweizer Partnergruppe stellt auch 
das  notwendige Startkapital zur Ver
fügung. Als Gegenleistung soll die 
Jean  Frey AG später einmal Minder-
heitspartner in einer zu gründenden 
Liechtensteiner Radiogesellschaft 
werden. Die einmal kpnsütfjlerte 

Radio-Projektierungsgesellschaft 
der  liechtensteinischen Gemeinden 
und ihrer Schweizer Partner möchte 
dann, wenn die Frage der Konzes
sionserteilung für Radiosender zwi
schen unserem Lande und der Eid
genossenschaft endgültig abgeklärt 
ist, bei der Regierung um eine Sen
derkonzession ansuchen. — Da 
Liechtenstein zu den wenigen Län
dern in der Welt zählt, die noch 
keinen eigenen Radiosender be
sitzen, gibt e s  bekanntlich schon 
deit Jahren immer wieder lukrative 
Angebote fremdländischer Kapi
talgruppen und Radiogesellschaften, 
die mit einem kommerziellen Radio 
Liechtenstein das  grosse Geschäft 
machen wollen. — Vorentschieden 
oder gar  entschieden ist bis heute 
noch nichts. Die Fürstliche Regie
rung hat auch d a s  neueste, liech
tensteinisch-schweizerische Projekt 
zur Kenntnis genommen ohne eine 
Stellungnahme dazu abzugeben. 
Eines aber darf man immerhin als 
positiven Aspekt vermerken: die 
liechtensteinischen Gemeinden sind 
im Begriffe ihre Chancen in einem 
Bereich wahrzunehmen, der bis 
heute scheinbar nur ausländischen, 
teils exotischen Kapitalinteressen 
und allenfalls wenigen, liechtenstei
nischen Treuhandvertretern vorbe
halten schien. Ob das  Projekt zum 
gegebenen Zeitpunkt echte Chancen 
hat, wird sich zeigen. Dass die Ge
meinden einen Fuss in die sich mög
licherweise öffnende Sendertüre set
zen wollen, sollte uns eigentlich 
freuen. 
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